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Beziehungen werden nicht belastet
«DasVerhältnis zwischen den
beiden Ländern erscheint uns
nicht belastet», sagtAussenmi-
nisterinAurelia Frick zur Inter-
pellation einer Schweizer Na-
tionalrätin, die dasVerhältnis
zwischen den beiden Ländern
kritisch betrachtet haben will.

Interview: Richard Brunhart

Im Dezember des vergangenen Jahres
hatNationalrätin Sylvia Flückiger-Bä-
ni eine Interpellation betreffend die
Beziehungen zwischen der Schweiz
und Liechtenstein eingereicht (siehe
«Vaterland»-Ausgabe vom Montag).
In demvon19weiterenNationalräten
unterzeichneten Papier werden acht
kritische Fragen gestellt – unter ande-
rem zu den Vorteilen, die Liechten-
stein aus der engen Zusammenarbeit
mit der Schweiz zieht und wie diese
abgegolten werden, zu einem mögli-
chen Schaden, den die Schweiz durch
die Finanzplatzkrise erlitten hatte so-
wie dazu, ob sich neue Regelungen in
allen Bereichen aufdrängten. Zu die-
sem Vorstoss im Nationalrat nimmt
Liechtensteins Aussenministerin Au-
relia Frick Stellung.

Frau Regierungsrätin, wurde Liechten-
stein über offizielle Kanäle über die In-
terpellation zu den Beziehungen zwi-
schen der Schweiz und Liechtenstein
informiert?
Regierungsrätin Aurelia Frick: Ja,
Liechtenstein wurde über offizielle
Kanäle über die Interpellation infor-
miert.

Wie sehr belastet die Interpellation das
Verhältnis zwischen den beiden Län-
dern?
Das Verhältnis zwischen den beiden
Ländern erscheint uns nicht belastet.
Es ist das legitime Recht von Parla-
mentariern, Fragen zu Beziehungen
zu anderen Ländern zu stellen. Das
gilt auch im Falle besonderer, enger
und ausgezeichneter Beziehungen,
wie sie zwischen Liechtenstein und

der Schweiz seit Jahrzehnten beste-
hen.

Wie zufrieden ist Liechtenstein mit den
Grundlagen, auf denen die Beziehungen
zwischen Liechtenstein und der
Schweiz geregelt werden?
Die wesentlichen Vertragsbeziehun-
gen zwischen Liechtenstein und der
Schweiz sind der Zoll- und derWäh-
rungsvertrag. Daneben existiert eine
lange Reihe weiterer Abkommen zu
speziellenThemen, die je nach Bedarf
laufend erweitert wird. Die bestehen-
den vertraglichen Grundlagen zwi-
schen den beiden Staaten erlauben
uns eine sehr enge Zusammenarbeit.
Wo eine Seite Handlungsbedarf oder
Änderungsbedarf sieht, geht sie auf
die andere Seite zu.Es konnten immer
einvernehmliche Lösungen gefunden
werden.

Was deutet – ausser der Interpellation –
darauf hin, dass die Schweiz oder ein-
zelne Schweizer in bedeutenden politi-
schen Positionen mit dieser Grundlage
nicht zufrieden sein könnten?
Die Interpellation betrachten wir

nicht als Ausdruck einer grundsätzli-
chen oder allgemeinen Unzufrieden-
heit. Es handelt sich um eine Interpel-
lation, die von zehn Prozent der Mit-
glieder dasNationalrats unterzeichnet
wurde. Der Bundesrat wird die in der
Interpellation gestellten Fragen beant-
worten. Die Interpellation erscheint
uns damit auch in keiner Weise als
Ausdruck einer generellen Unzufrie-
denheit der Schweiz mit dem beider-
seitigenVertragsverhältnis.

Wird der weitere Verlauf der Diskussion
– insbesondere die Interpellationsbe-
antwortung – durch die Regierung beob-
achtet?
Selbstverständlich wird dies der Fall
sein.

Welche Konsequenzen erwartet die Re-
gierung aufgrund dieses Vorstosses für
die Vereinbarungen zwischen der
Schweiz und Liechtenstein?
Eine Interpellation hat keinen Einfluss
auf zwischenstaatliche Vereinbarun-
gen. Die Beantwortung der Interpel-
lation durch den Bundesrat ist abzu-
warten.

Aussenministerin Aurelia Frick: «Es ist das legitime Recht von Parlamenta-
riern, Fragen zu Beziehungen zu anderen Ländern zu stellen.» Bild Archiv/D. Ospelt

Nicht zum ersten Mal wird im
Schweizer Parlament einVor-
stoss eingebracht, der eine
Überprüfung der Beziehungen
zwischen Liechtenstein und
der Schweiz fordert.Vor bald
40 Jahren wurde bereits ein
Nationalrat aktiv.

Vaduz. – Im Dezember 1972 hatte
der CVP-Nationalrat Edgar Oehler
aus dem Kanton St. Gallen ein ent-
sprechendes Postulat eingereicht.
Unter anderem erwähnte Oehler,
dass Schweizer den Militärdienst
umgehen, indem sie in Liechtenstein
wohnen und weiterhin in der
Schweiz arbeiten sowie das Problem
von Steuerflüchtlingen.

Böse Kommentare
«Die guten Beziehungen zwischen
der Schweiz und Liechtenstein wird
dieses Postulat sicher nicht trüben»,
zeigte sich ein Kommentator im
«Liechtensteiner Vaterland» vom
24. März 1973 überzeugt. Doch die
Medien beschäftigten sich ziemlich
intensiv mit dem Thema. Beispiels-
weise widmete das «Vaterland» ei-
nemArtikel über die Entstehung des
Zollvertrags drei Seiten.

Teilweise regte dasThema auch zu
ziemlich bösen Kommentaren an:
«Es wird gut sein,wenn man den Fall
Oehler als das abtut, was er ist, ein
Profilierungsversuch eines ehrgeizi-
gen Politikers», heisst es beispiels-
weise am 29. März 1973 im «Vater-
land».

Bericht fiel positiv aus
Der vom Bundesrat im Dezember
1973 verabschiedete Bericht zum
Postulat fiel auch positiv aus.Die gel-
tendenVerträge – mitAusnahme des
PTT-Vertrages, der damals in Revisi-

on stand – bedürften keiner Anpas-
sungen, berichtete das «Liechten-
steiner Vaterland». Ein Artikel vom
29. Juni 1974 über die Debatte im
Nationalrat war denn auch mit
«Sturm im Wasserglas» betitelt.
Mehr habe Oehler «mit seinem un-
zweifelhaft von Antipathie gegen
Liechtenstein gekennzeichneten
Postulat» nicht erzeugen können.
Nicht nur in Liechtenstein kam man
zu diesem Schluss. In einem Kom-
mentar der Basler «National-Zei-
tung»,der im«Vaterland» am selben
Tag abgedruckt wurde, heisst es:
«Was als hohesAussenpolitikum be-
gonnen hatte, endete gestern im Na-
tionalrat als Mäuslein.»

Finanzplatzfragen aufgeworfen
Besonders spannend ist, dass bereits
zu dieser Zeit Finanzplatzfragen auf-
geworfen wurden. Im Kommentar
der «National-Zeitung» heisst es
weiter, Bundesrat Graber habe er-
klärt, was die Steuerflüchtlinge und
Briefkastenfirmen inVaduz betreffe,
handle es sich nur bei einem kleinen
Teil um Schweizer, mit denen die
Schweizer Steuerverwaltung schon
fertig werde. «Im Übrigen habe er,
Graber, ‹eine ganze Liste mit Steuer-
privilegierten und Briefkastenfir-
men in diversen Schweizer Kanto-
nen – ich möchte sie um alles in der
Welt nicht publizieren!›»

In dieses Horn blies auch ein
Liechtensteiner Kommentator be-
züglich einerAussage eines weiteren
kritischen CVP-Nationalrats. «Herr
Kaufmann wirft unserem kleinen
Land Begünstigung der Steuerflucht
vor und vergisst dabei in seinem Ei-
fer,dass von einemweiterenAusland
der kleinen Schweiz die gleichen
Vorwürfe gemacht werden», heisst
es in der «Vaterland»-Ausgabe vom
4. Juli 1974. (rb)

«Sturm im Wasserglas» überstanden

Der deutscheVerteidigungsmi-
nister Karl-Theodor zu Gutten-
berg soll in seiner Dissertation
an mehreren StellenTexte ko-
piert und dies nicht deklariert
haben.Vom Plagiat betroffen ist
auch der Liechtensteiner Politik-
wissenschaftlerWilfried Marxer.

Von Stefan Batliner

Berlin/Vaduz. – Verteidigungsminis-
ter zu Guttenberg muss sich unlaute-
res wissenschaftlichesArbeiten anlas-
ten lassen.Wie die «Süddeutsche Zei-
tung gestern in der Online-Ausgabe
berichtete, sei der Bremer Rechtspro-
fessorAndreas Fischer-Lescano bei ei-
ner Routineprüfung auf mehrere Pas-
sagen in Guttenbergs Dissertation ge-
stossen, die er wörtlich zitiert, aber
nicht mit Quellenangaben versehen
haben soll.

DieTextstellen mit den imWortlaut
kopierten Erkenntnissen anderer Au-
toren würden insgesamt mehrere Sei-
ten ausmachen und sich über den gan-
zenText der 2006 eingereichten Dok-
torarbeit ziehen. 2009 wurde die Ar-
beit beim renommierten Verlag Dun-
cker & Humblot veröffentlicht, nach-
dem sie von der Universität Bayreuth
mit Bestnote angenommen und be-
wertet wurde, so die «Süddeutsche
Zeitung».

28 Zeilen von Marxer übernommen
Neben einem Artikel der «NZZ am
Sonntag», der praktisch unverändert
als Bewertung eines Sachverhalts in
Guttenbergs Werk einfloss, erscheint
auch die schriftliche Fassung eines

Vortrags, den der Politologe Wilfried
Marxer am Liechtenstein Institut
hielt, in der Dissertation desVerteidi-
gungsministers. Darin finden sich drei
Passagen – oder gesamthaft 28 Zei-
len –, die Guttenberg mit kleinen Än-
derungen übernommen haben soll.
Sogar eine Fussnote Marxers scheint
mit gleichemWortlaut bei Guttenberg
auf. An anderer Stelle, wie aus der
Bildergalerie der «Süddeutschen Zei-

Politologe Wilfried Marxer: Aus einem
Text Marxers übernahm Guttenberg
drei Passagen. Bild Daniel Schwendener

Verteidigungsminister Karl-Theodor zu
Guttenberg: Er soll mehrere Passagen
kopiert haben. Bild Keystone

Zu Guttenberg schrieb bei Wilfried Marxer ab

tung» ersichtlich wird, verschob Gut-
tenberg einen Satz innerhalb einer
längeren Wiedergabe von Marxers
Text in die Fussnoten und gab die Pas-
sage als eigeneVerarbeitung der Fach-
literatur an.

Kein Handlungsbedarf vorhanden
«Ich werde nichts unternehmen, weil
die Sache ohnehin schon hoheWellen
wirft.Ausserdem verweisen die Passa-

gen, die aus meiner Arbeit stammen,
auf andere Autoren und Texte. Wenn
aber Ergebnisse, die auf jahrelanger
empirischerArbeit basieren,abgekup-
fert worden wären, würde sich die
Sachlage anders präsentieren», sagte
Wilfried Marxer auf «Vaterland»-An-
frage.Trotzdem betonte Marxer, dass
wissenschaftliche Ethik und Korrekt-
heit eine Quellenangabe erfordern
würden und Guttenberg ein «Lapsus»
unterlaufen sei. «Er hätte einfachAn-
führungszeichen und eine Fussnote
setzen müssen, dann wäre er auf der
sicheren Seite gewesen», ergänzte der
Politologe.

Unverhofft ins Rampenlicht geraten
Marxer findet es nicht erstaunlich,
dass die ähnlich lautendenTextstellen
rasch aufgespürt werden konnten:
Denn es sei leicht,mit entsprechender
Software identische Textstellen bei
verschiedenen Autoren, deren Texte
online verfügbar sind, ausfindig zu
machen. Eine Person, die wie zu Gut-
tenberg so stark im öffentlichen Fokus
stehe, werde ausserdem gründlich un-
ter die Lupe genommen.

«Auch wenn ich mich darüber
freue, dass der deutsche Verteidi-
gungsminister so grossesVertrauen in
meine Arbeit hat, brauche ich dieses
Rampenlicht nicht und habe es nicht
gesucht», sagte Marxer, der am Mor-
gen im Büro als Erstes zu denVorwür-
fen gegenGuttenberg umAuskunft ge-
beten worden sei.

«Nicht sehr ehrenhaft»
Die JournalistinKlaraObermüller,bei
der Guttenberg in seiner Doktorar-
beit ebenfalls abgeschrieben haben

soll, findet das Verhalten «nicht sehr
ehrenhaft und eigentlich auch nicht
sehr klug», wie die Nachrichtenagen-
tur SDA gestern berichtete. So etwas
komme eigentlich immer irgendwann
heraus. «Es kostet ja keine Mühe,An-
führungszeichen zu machen – vorne
eins, hinten eins, die Quelle angeben
und schon ist man schön raus und hat
den Gedanken trotzdem drin», be-
schrieb sie das wissenschaftlich kor-
rekteVorgehen.

Wie viel Eigenleistung ist nötig?
Laut der «SüddeutschenZeitung» soll
Guttenbergs «Bewertung» eines
Sachverhalts aus insgesamt 97 Zei-
tungszeilen eines im Jahr 2003 er-
schienenen Artikels der «NZZ am
Sonntag» bestehen. Diesen Artikel
Obermüllers habe er kopiert, lediglich
anfangs ein «möglicherweise» einge-
fügt und eine Bemerkung in die Fuss-
note verlagert.Wie die SDA berichte-
te, habe Obermüller zwar das Gefühl,
etwas wissenschschaftlich nutzbares
geschrieben zu haben. «Geschmei-
chelt fühlen sollte man sich eigentlich
nicht von so etwas», fügte sie hinzu.
Es komme nun darauf an, wie viel
Guttenberg ungekennzeichnet aus an-
deren Arbeiten übernommen habe.
«Ich scheine ja auch nicht die Einzige
zu sein, der diese Ehre widerfährt»,
sagte sie.

«Wenn es sich imRahmenhält,wür-
de ich sagen: Schwamm drüber.»
Wenn die kopiertenTeile ein gewisses
Mass überschreiten würden, «muss
man sich natürlich auch auf akademi-
scher Seite schon fragen, ob das dann
noch ein Doktortitel wert ist», wird
Obermüller weiter zitiert.


